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Bericht des Abgeordneten Dr. Rinderspacher 

Durch die Verordnung erfüllt die Bundesrepublik 
Deutschland ihre Verpflichtungen, die sie auf dem 
Gebiet der Mineralöle und der Mineralölerzeugniisse 
nach dem EWG-Vertrag und dem dazugehörigen 
Protokoll übernommen hat. Da die Bundesrepublik 
von den Möglichkeiten dieses Protokolls bei In- 
krafttreten des EWG-Vertrages Gebrauch gemacht 
hatte — keine stufenweise Angleichung — , ist sie 
nach Ablauf von 6 Jahren verpflichtet, alsbald die 
endgültig für den Gemeinsamen Zolltarif vorge- 
sehene Regelung einzuführen. Die Vorlage trägt 
dieser Verpflichtung Rechnung. 

Der Außenhandelsausschuß hat die Verordnung 
in seiner Sitzung am 3. Dezember 1964 beraten und 
beschlossen, dem Plenum zu empfehlen, von dem 
Recht des Bundestages gemäß § 77 Abs. 5 des Zoll- 
gesetzes keinen Gebrauch zu machen und somit die 
Aufhebung der Verordnung nicht zu verlangen. 


Bonn, den 4. Dezember 1964 

Der Außenhandelsaiisschuß 

Burckardt Dr. Rinderspacher 

Stellv. Vorsitzender Berichterstatter 
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